
       
 
 
 

 

 

27.März 2020 Versicherungsschutz für Helfende Seite 1 von 1 

Versicherungsschutz für Helfende  
während der Corona-Situation 
(Stand: 30. März 2020)

In krisenhaften Zeiten zeigt sich die Gesellschaft solidarisch und rückt näher zusammen. Das ist die 

andere, die positive Seite von Covid-19.  

In vielen Städten und Gemeinden organisieren die Kommunen inzwischen Hilfen für Menschen, die 

alleinstehend sind und zur so genannten Risikogruppe gehören. Denn sie können häufig nicht auf 

eine andere Art der Unterstützung zurückgreifen.  

Verantwortliche in Städten und Gemeinden organisieren Einkaufshilfen oder andere 

Unterstützungen. Hierauf melden sich freiwillige Privatpersonen, Vereine, Parteien oder andere 

Organisationen und bieten ihre ehrenamtliche Mithilfe vor allem für ältere Menschen an.  

Teilweise organisieren Privatpersonen oder privatrechtliche Organisationen auch eigene 

Hilfsprojekte. 

 

Wie steht es um den Versicherungsschutz, wenn diesen freiwillig Engagierten bei ihrem Einsatz 
oder auf den Wegen ein Unfall passiert?  

 Die genannten Hilfen unter Organisation/Auftrag der Kommune oder einer anderen 

Gebietskörperschaft stehen unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversicherung. 

 Auch Mitglieder von Vereinen, Parteien oder sonstigen privatrechtlichen Organisationen, die ihre 

Unterstützung im Zusammenhang mit einer von einer Gebietskörperschaft organisierten 

Hilfsaktion anbieten, sind bei der jeweiligen Hilfsmaßnahme gesetzlich unfallversichert. 

 Ehrenamtliche Hilfsaktionen auf Eigeninitiative von Privatpersonen oder privatrechtlichen 

Organisationen stehen dann unter UV-Schutz, wenn sie an die Gebietskörperschaft herantreten 

und diese ihre ausdrückliche Einwilligung zum jeweiligen Projekt erteilt. Die Gebietskörperschaft 

übernimmt dann in unfallversicherungsrechtlicher Hinsicht die Verantwortung für das 

ehrenamtlich zu gestaltende Hilfsprojekt. 

 Die Unfallkasse Sachsen ist der zuständige Unfallversicherungsträger für die genannten 

Unterstützungsangebote. Der Versicherungsschutz ist für die Gebietskörperschaften und die 

betroffenen Menschen beitragsfrei.  

 Rechtsgrundlage bildet § 2 Abs. 1 Nr. 10a SGB VII, welcher u.a. die für Körperschaften des 

öffentlichen Rechts oder für privatrechtliche Organisationen ehrenamtlich im Auftrag einer 

Gebietskörperschaft oder mit deren ausdrücklicher Einwilligung Tätigen unter den Schutz der 

gesetzlichen Unfallversicherung stellt. 

 Die Gewährung eines Aufwendungsersatzes steht der Annahme einer ehrenamtlichen Tätigkeit 

nicht entgegen. 


